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Ein Jahrhundert im Einsatz 
zum Wohle der Versicherten
am 20. Mai 1912 wurde in Eisenach der Verband Kaufmännischer Ein-
geschriebener hilfskassen (Ersatzkassen) gegründet. 100 Jahre später 
zählt der Verband sechs Mitgliedskassen, die mit 25,6 Millionen Ver-
sicherten zum Marktführer in der gesetzlichen Krankenversicherung 
geworden sind.

m
it dem „Gesetz betreffend die 
Krankenversicherung der Ar-
beiter“ führte der Reichstag 
am 15. Juni 1883 die gesetzli-

che Krankenversicherung im Deutschen 
Reich ein. Dafür gründete der Staat Pri-
märkassen, in die alle zu Versichernden 
je nach Beruf eingeteilt wurden – solan-
ge sie nicht bereits anderweitig versichert 
waren. Was für die Primärkassen die Ge-
burtsstunde war, war für die Ersatzkassen 
der Startschuss zum Wettbewerb, denn es 
gab sie bereits in unterschiedlicher Form 
seit Ende des 18. Jahrhunderts. Ursprüng-
lich waren sie freiwillige berufsbezogene 
Zusammenschlüsse von Handwerksgesel-
len und Gehilfen, die sich und ihre Familien 
gegenseitig bei Krankheit und Unglücken 
unterstützen. Vor der Bismarckschen Sozi-
alversicherungsreform waren sie gemein-
hin als freie Hilfskassen bekannt.

Im neu entstandenen Krankenkassen-
system wurde jeder versicherungspflichtige 
Bürger einer berufsständischen Pflichtver-
sicherung (einer Primärkasse) zugeordnet. 
Als Ersatz für diese Pflichtzuweisung galt 

die Mitgliedschaft in einer bisher schon 
freiwillig organisierten, eingeschriebenen 
Hilfskasse. Aus dieser Situation  heraus 
entstand auch die Bezeichnung „Ersatz-
kasse“. Während die Pflichtkassen ihre 
Mitglieder zwangsläufig zugeteilt be-
kamen, mussten die freien Hilfskassen 
 dagegen um jedes Mitglied werben. Da-
her standen sie dem Gedanken des Wett-
bewerbs von Beginn an näher als die 
staatlichen Zwangskassen. „Besser sein 
als die Anderen“ hieß das Motto der Hilfs-
kassen. Um attraktiv für neue Mitglieder 
zu sein, boten sie in vielen Bereichen 
bessere Leistungen an, wie etwa längere 
Laufzeiten des Krankengeldes oder freie 
Arztwahl.

ungünstige politische rahmenbeding-
ungen

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
waren für die Hilfskassen von Beginn 
an nicht besonders günstig. Im Gegen-
teil: Auf sie wurde immer wieder staat-
licher Druck ausgeübt. So beschränkte 
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Die Mitgliederversammlung des Ver-
bandes der Ersatzkassen (vdek) hat 
am 11. Juli 2012 Frau Ulrike Elsner 
zur neuen Vorsitzenden des vdek-
Vorstandes gewählt.
Frau Elsner, geboren 1965 in Guden-
dorf (Schleswig-Holstein), war nach 
ihrem Studium der Rechtswissen-
schaften an den Universitäten Augs-
burg, Freiburg, Seattle und Berlin 
von 1994 bis 2004 für die damalige 
VdAK/AEV-Landesvertretung Berlin 
im Referat Ambulante Versorgung 
tätig. In den Jahren 2005 bis 2008 
leitete sie die VdAK/AEV-Landesver-
tretung Sachsen. Seit 2008 ist Ulrike 
Elsner Leiterin der Abteilung Ambu-
lante Versorgung und Stellvertrete-
rin des Vorstandsvorsitzenden des 
vdek gewesen.
Der bisherige Vorstandsvorsitzende 
des vdek, Thomas Ballast, wechselte 
zum 1. Juli 2012 als stellvertretender 
Vorstandsvorsitzender zur Techniker 
Krankenkasse.

V D e k

neue vdek-
Vorstandsvorsitzende

ulrIKE ElSnEr
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vollen Arbeitgeberanteil und nicht mehr 
nur den Vier-Fünftel-Anteil wie  zuvor. 
Zwischen Mai 1914 und 1919 floss ein 
Fünftel des Arbeitgeberbeitrags direkt 
in den Haushalt der Wettbewerber – der 
Pflichtkassen!

Fast sechsmal mehr Mitglieder nach 
zehn Jahren

In der Weimarer Republik konnten die 
 Ersatzkassen ihre Marktstellung aus-
bauen. Ende 1922 gründete der Ver-
band Bezirksausschüsse. Ein halbes 
Jahr später fusionierte er mit dem „Ver-
band kaufmännischer Krankenkassen 
in Barmen“ und vertrat nun 22 Kassen 
mit fast 700.000 Mitgliedern. Die Regie-
rung beschloss die volle Anerkennung 
der  Ersatzkassen als Träger der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Damit war 
die  Entscheidung für ein gegliedertes 
Krankenversicherungssystem endgültig 
 gefallen.

Nach der Machtergreifung durch die 
Nationalsozialisten wurde das Wesens-
prinzip der Ersatzkassen – die Selbst-
verwaltung – abgeschafft. Mit Hilfe des 
 Ermächtigungsgesetzes wurde das er-
probte Selbstverwaltungsprinzip durch 
das Führerprinzip ersetzt. An die Stelle 
der Organe zur Selbstverwaltung traten 
staatliche Leiter. Im Verband übernahm 
im September 1933 ein Gauleiter die Ver-
antwortung, der mit aller Macht versuch-
te, die Angestellten-Kranken kassen zu 
vereinigen. Der staatliche Zugriff auf die 
Krankenversicherung nahm immer mehr 
zu. Eine Verordnung verfügte die strik-
te Trennung in Ersatzkassen für Arbei-
ter und Ersatzkassen für Angestellte. In 
der Folge gab sich der Verband im Okto-
ber 1936 den neuen Namen „Verband der 
Angestellten-Krankenkassen“ (VdAK).  
Es blieb allerdings auch im NS-Regime 
beim gegliederten Krankenkassensys-
tem. So wurden die Ersatzkassen keine 
 Zuweisungskassen wie beispielsweise 
die Ortskrankenkassen. Die Mitglied-
schaft kam weiterhin durch freiwilligen 
Entschluss zustande.

»Kundenorientierung,  
Innovation und Freude am 
Wettbewerb zeichnen die 
Ersatzkassen aus.«

die Regierung 1911 mit der neuen Reichs-
versicherungsordnung die Rechte der 
freien Hilfskassen deutlich und stellte 
sie unter staatliche Aufsicht. Diese galten 
von nun an als „Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit“. Neugründungen waren 
nur noch unter bestimmten Bedingun-
gen möglich. Um 1900 gab es rund 1.500 
Hilfskassen in Deutschland. Mit der Re-
form des Jahres 1914 mussten sie eine Zu-
lassung als „Ersatzkasse“ beantragen und 
mindestens 1.000 Mitglieder haben.

Nicht zuletzt aufgrund der erschwer-
ten politischen Rahmenbedingungen reif-
te die Einsicht bei den freien Hilfskassen, 
sich durch einen Zusammenschluss stär-
ker zu machen. Dank der  Bemühungen 
von Hermann Hedrich, dem damaligen 
Vorsitzenden der „Kranken- und Be-
gräbniskasse des Verbandes deutscher 
Handlungsgehilfen“, wurde am 20. Mai 
1912 in Eisenach der „Verband Kaufmän-
nischer Eingeschriebener Hilfskassen 
(Ersatzkassen)“ gegründet. Er wird am 
27. Oktober 1913 in „Verband kaufmänni-
scher Ersatzkassen“ umbenannt. Bei sei-

ner Geburtsstunde vertrat der Verband 
120.000 Mitglieder aus zehn Kassen aus 
ganz Deutschland.

In den Jahren des Ersten Weltkrieges 
rettete die Regierung das junge Sozial-
system, indem sie rund 200 sozialpoliti-
sche Notverordnungen verabschiedete. 
Die Grundprinzipien der Reichsversiche-
rungsordnung überdauerten die Kriegs-
jahre, doch die Frage blieb: Welchen 
Platz haben die Ersatzkassen in dem 
neuen Krankenversicherungssystem? 
Die  Ersatzkassen befürchteten eine „Ver-
einheitlichung“ des Krankenkassenwe-
sens. Der Verband intervenierte politisch 
und konnte einen Erfolg verbuchen: 1919 
 erhielten die Ersatzkassen endlich den 

Um die Größe der Herausforde-
rung wirklich ermessen zu kön-
nen, muss man sich beim Blick auf 
die Geschichte des Verbandes der 
Ersatzkassen noch einmal vor Au-
gen führen, was in diesen 100 Jah-
ren passiert ist: Zwei Weltkriege mit 
verheerenden Folgen für Deutsch-
land und die ganze Welt, eine Hy-
perinflation Anfang der 20er Jahre, 
eine Weltwirtschaftskrise Anfang 
der 30er Jahre, Flüchtlingselend 
und Wiederaufbau in den 50er Jah-
ren, die Teilung Deutschlands und 
die Wiedervereinigung. Dazu kom-
men massive soziale Umbrüche 
durch den Wandel der Industrie- zur 
Dienstleistungsgesellschaft sowie 
eine Vielzahl von kleinen und gro-
ßen technischen und wissenschaftli-
chen Revolutionen.
In dieser bewegten Zeit sind die Er-
satzkassen mit mehr als 25,6 Millio-
nen Versicherten zum Marktführer in 
der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung geworden. Sie sorgen täglich 
dafür, dass den Patienten ein inno-
vatives und qualitätsgeprüftes, aber 
auch wirtschaftlich tragbares Versor-
gungsangebot zur Verfügung gestellt 
wird. Dabei schafften es die Ersatz-
kassen immer wieder, sich auf neue 
Herausforderungen einzustellen und 
die richtigen Antworten auf den me-
dizinischen Fortschritt und den de-
mografischen Wandel zu finden. Das 
war gestern so, ist heute so und wird 
auch in Zukunft so bleiben.

k o m m e n t a r

100 Jahre auf Seiten 
der Versicherten 
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Die Verbände der Ersatzkassen bleiben 
eingetragene Vereine

Im Zuge einer Verordnung aus dem Jahr 
1937 fungierten die Ersatzkassen als Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts und 
unterstanden der Aufsicht und Recht-
sprechung des Staates. Damit waren die 
 Ersatzkassen in ihrer Rechtsform den ge-
setzlichen Krankenkassen gleichgestellt. 
Der Verband der Angestellten-Kranken-
kassen und der 1938 gegründete Verband 
freier Hilfskassen (der später in den AEV 
– Arbeiter-Ersatzkassen-Verband umbe-
nannt wurde) blieben jedoch eine juris-
tische Form des Privatrechts, also einge-
schriebene Vereine. Die Mitgliedschaft 
war freiwillig.

In den ersten Monaten nach dem 
Kriegsende war die Zukunft der Ersatzkas-
sen noch völlig ungeklärt. Dank des Ein-
satzes des damaligen VdAK-Vorsitzenden 
Dr. Hermann Schäfer wurden zuerst in der 
britischen und amerikanischen, 1949 dann 
auch in der französischen Besatzungszo-
ne die Ersatzkassen wieder zugelassen. 
Zusammen mit dem AEV – Arbeiter-Er-
satzkassen-Verband wurde ein gemeinsa-
mer Ausschuss gegründet, um die Belange 
der Ersatzkassen noch besser zu kommu-
nizieren. Und mit der ersten Sozialwahl 
1953 wurde die Selbstverwaltung bei den 
 Ersatzkassen wiedergeboren.

neubeginn im Osten

Während der Jahrzehnte der deutschen 
Teilung entwickelten sich im Westen die 
vom Staat unabhängigen, selbstverwal-
teten Sozialversicherungsträger in der 
Kranken-, Renten- und Unfallversiche-
rung ebenso wie eine unabhängige So-
zialgerichtsbarkeit. In der DDR dagegen 
wurde die Einheitsversicherung einge-
führt. Deshalb zählte nach der geglückten 
Wiedervereinigung der Aufbau der sozia-
len Krankenversicherung in den fünf neu-
en Bundesländern zu den dringendsten 
Aufgaben. Bereits im Sommer 1991 arbei-
teten die Ersatzkassen daran, sich nach 
einer jahrzehntelangen Pause in Ost-
deutschland zu etablieren. Die Übertra-
gung eines auf Selbstverwaltung basie-
renden Krankenversicherungswesens auf 
das Gebiet der Ex-DDR gelang innerhalb 
nur weniger Monate.

Parallel zum Prozess der Wiederverei-
nigung verlief die sogenannte „Regionali-
sierungsdebatte“. Danach sollten sich die 
bundesweit agierenden Ersatzkassen re-
gional organisieren. Der VdAK reagierte 
darauf mit der Gründung der Landesver-
tretungen. Die in Bayern wurde im Jahr 
1990 eröffnet.

Radikale Veränderungen bei den Er-
satzkassen lösten der berühmte partei-
übergreifende „Lahnsteiner Kompromiss“ 

und das daraus entstandene Gesund-
heitsstrukturgesetz 1993 aus. Das Ge-
setz traf die Ersatzkassen in drei Punk-
ten  besonders hart: die Einführung der 
Wahlfreiheit für alle Versicherten (der 
Sonderstatus der Ersatzkassen entfiel), 
der kassenartenübergreifende Risiko-
strukturausgleich (Einkommens- und 
Morbiditätsrisiken wurden ausgeglichen) 
sowie die Regionalisierung des Vertrags-
geschäftes. Wahlfreiheit und Risikostruk-
turausgleich veränderten die Kassenwelt. 
Unter dem Motto „Vom Payer zum Player“ 
übernahmen die Krankenkassen eine ak-
tivere Rolle bei der Gestaltung der medi-
zinischen Versorgung.

vdek – der älteste Verband in der gKV

Vielen Regelungen der Organisationsre-
form 2009 standen die Ersatzkassen ab-
lehnend gegenüber, weil sie mit ihrem 
ordnungspolitischen Grundverständ-
nis nicht vereinbar waren. So wurden 
mit dem Gesundheitsfonds, der Erhe-
bung eines einheitlichen Beitragssatzes 
für alle Kassen und der Einführung eines 
 Zusatzbeitrages die Gestaltungsmöglich-
keiten der Selbstverwaltung stark ein-
geschränkt. Die Beitragsautonomie der 
Kassen entfiel. Weitere Einschnitte voll-
zogen sich mit der Gründung des GKV-
Spitzenverbandes zum 1. Januar 2009 
und der Entkörperschaftlichung der alten 
Spitzenverbände der gesetzlichen Kran-
kenkassen.

Der AEV und der VdAK fusionierten 
zu einem Verband, nachdem die Gmün-
der Ersatzkasse (GEK) in Folge der Fusio-
nen als letzte Kasse im AEV übrig geblie-
ben war. Der Verband musste seine Rolle 
gemeinsam mit seinen Mitgliedskassen 
neu justieren. Neben der Interessenpoli-
tik und dem Vertragsgeschäft auf Landes-
ebene übernimmt der Verband nunmehr 
verstärkt Service- und Dienstleistungs-
funktionen für die Ersatzkassen und ver-
mittelt ihre Interessen im GKV-Spitzen-
verband. 2009 gab sich der Verband einen 
neuen Namen, und zwar Verband der 
 Ersatzkassen e. V., kurz vdek.  100 JahrE VDEK – bewegte und dramatische Zeiten
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Eine Erfolgsgeschichte?
Eine auswertung der Erfahrungen der ersten zehn Jahre der strukturierten  
Behandlungsprogramme für chronisch Kranke. 
Text: Markus Haas, DMP-Stützpunkt Süd des vdek

m
it Einführung der strukturier-
ten Behandlungsprogramme 
für chronisch Kranke (Disease 
Management Programme – 

DMP) im Jahr 2002 wollte der Gesetzge-
ber ein System etablieren, das erlaubt, die 
Behandlungsabläufe für chronisch kranke 
Patienten über die Grenze zwischen dem 
ambulanten und stationären Sektor hin-
weg zuverlässig zu koordinieren. Ziel war 
es, die Behandlung und Qualität der me-
dizinischen Versorgung zu verbessern und 
insbesondere Unter-, Über- und Fehlver-
sorgung zu vermeiden.

attraktiv für aktive Versicherte

Die strukturierten Behandlungsprogram-
me sind vor allem für diejenigen Versi-
cherten attraktiv, die auch aktiv an der 
Behandlung teilnehmen wollen. Eben jene 
Versicherten hätten aber unter  Umständen 
auch unabhängig von ihrer DMP-Teilnah-
me eine bessere Prognose als weniger ak-
tive Versicherte. Andererseits könnten 
die Ergebnisse bei Nicht-DMP-Teilneh-
mern auch positiv beeinflusst werden. 
Denn durch die Einführung der DMP wur-
den besondere Strukturen geschaffen, die 
sich eventuell auch auf nicht eingeschrie-
bene Versicherte auswirken.

Auswertungen des Bundesversiche-
rungsamtes der Evaluationsergebnisse 
für die Indikation Diabetes mellitus Typ 2 
und der Vergleich mit Ergebnissen aus 
epidemiologischen Studien deuten dar-
auf hin, dass DMP-Teilnehmer in vielen 
Fällen bessere Zielwerte aufweisen als 
Nicht-Teilnehmer. Eine  besondere Ver-
besserung beobachtet das Bundesver-
sicherungsamt beispielsweise bei der 

Blutdruckkontrolle und beim Verzicht auf 
Tabakkonsum.

Weniger Bürokratie im DMP 

Mit der Einführung des GKV-Versorgungs-
strukturgesetzes zum 1. Januar 2012 wur-
den die DMP weiter entbürokratisiert. 
Einerseits ist durch den Wegfall der Unter-
schrift des Arztes auf der Erstdokumentati-
on das Versandlistenverfahren obsolet und 
somit der Aufwand in der Praxis verringert 
geworden. Andererseits wurden durch die 
Einführung einer unbefristeten Zulassung 
die Verwaltungsprozesse bei den Kranken-
kassen vereinfacht.

Trotz aller Kritik sind die DMP inzwi-
schen nicht nur bei den Ärzten etabliert, 
sondern auch bei den Versicherten ange-
kommen. Die steigenden Einschreibungen 
belegen auch eine zunehmende Akzeptanz 
der strukturierten Behandlungsprogram-
me bei chronisch Kranken.

In Bayern wurde 2003 mit der Diag-
nose Diabetes mellitus Typ 2 das erste 
DMP eingeführt. Derzeit nehmen etwa 
14.000 bayerische Haus- und Fachärzte 
an den DMP teil und koordinieren insge-
samt über 850.000 gesetzlich Versicherte. 
Bei den Ersatzkassen sind zurzeit knapp 

220.000 Versicherte in die DMP Diabetes 
mellitus Typ 1 und Typ 2, Asthma bronchi-
ale und COPD, Koronare Herzkrankheit 
sowie Brustkrebs eingeschrieben. Das 
sind in etwa sieben Prozent der Ersatz-
kassenversicherten in Bayern.  

»laut Bundesversicherungs-
amt entfallen 80 Prozent der 
gesundheitsausgaben auf 
20 Prozent der – zumeist 
chronisch kranken – Versi-
cherten.«

EntWIcKlung  der anzahl der an den DPm teilnehmenden Versicherten der ersatzkassen in Bayern

QU
ELLE  vdek
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Rasante Entwicklung  
in den letzten fünf Jahren
Die Förderung der Selbsthilfe in Bayern erlebte in den zurückliegenden fünf  
Jahren eine rasante Entwicklung. Vor allem den Selbsthilfegruppen kommt diese  
Entwicklung zu gute. auch Kontaktstellen und Organisationen profitieren davon.

S
eit 2008 ist die Selbsthilfeförde-
rung per Gesetz neu organisiert. 
Danach verläuft sie auf Bundes-, 
Landes und Ortsebene in zwei 

Strängen: die kassenindividuelle und die 
kassenartenübergreifende Förderung. Für 
die erstere sind die einzelnen Ersatzkas-
sen und für die letztere ist der vdek zu-
ständig. Die Förderung gliedert sich auf 
allen genannten Ebenen nach einer insti-
tutionellen Pauschalförderung und einer 
Projektförderung. Gefördert werden in 
Bayern die Selbsthilfekontaktstellen und 
die Selbsthilfeorganisationen auf Landes- 
und die Selbsthilfegruppen auf der örtli-
chen Ebene. Die Ersatzkassen in Bayern 
fördern kassenindividuell nur die Projek-
te der Selbsthilfeorganisationen sowie die 
Selbsthilfegruppen pauschal und projekt-
bezogen. Alle anderen Förderungsarten 
organisiert der vdek.

Eine weitere gesetzliche Neurege-
lung bestand darin, dass der Gesetzgeber 
die Krankenkassen verpflichtete, einen 
bestimmten Eurobetrag pro Versicher-
ten im Jahr für die Selbsthilfeförderung 

auszugeben. Die in einem Jahr nicht aus-
gezahlten Fördersummen fließen in die 
Förderung des übernächsten Jahres hin-
ein. Das Förderbudget 2008 wurde sehr 
großzügig berechnet und seitdem zwei-
mal angehoben. Dies führte dazu, dass die 
Selbsthilfeförderung in Bayern (und bun-
desweit) eine massive Steigerung in den 
letzten fünf Jahren zu verzeichnet hat.

Ein Plus von 58 Prozent

Die gesamte Selbsthilfeförderung des Ver-
bandes der Ersatzkassen in Bayern stieg 
von gut 617.000 Euro 2008 auf 810.800 Euro 
2012. Das ist ein Plus von 58 Prozent. In 
den einzelnen Förderbereichen sieht die 
Entwicklung folgendermaßen aus: Für die 
Förderung der Selbsthilfekontaktstellen 
2012 gab der vdek in Bayern insgesamt 
36 Prozent mehr Geld als 2008 aus. Dabei 

nahm die pauschale Förderung um 37 Pro-
zent und die Projektförderung um 24 Pro-
zent zu. Noch höher ist der Zuwachs bei 
der Pauschalförderung der Selbsthilfeor-
ganisationen: ein Plus von 71 Prozent. Und 
die Projektförderung der Selbsthilfeorga-
nisationen seitens der Ersatzkassen (kas-
senindividuell) verzeichnete in dem Zeit-
raum 2008 bis 2012 eine Steigerung von 
84 Prozent! In den zurückliegenden fünf 
Jahren stiegen die Zahl der Anträge und 
die Höhe der beantragten Förderung so-
wohl bei den Kontaktstellen als auch bei 
den Organisationen in Bayern.

Besonders erfreulich entwickelte sich 
die Förderung der örtlichen Selbsthilfe-
gruppen. Für den vdek und seine Mitglieds-
kassen sind die Gruppen der wichtigste 
und bedeutendste Teil der Selbsthilfebe-
wegung und sollen daher stärker gefördert 
werden. Die Selbsthilfegruppen in Bayern 
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»Die Selbsthilfe wird sich auf 
dem erreichten, sehr hohen 
finanziellen niveau einrich-
ten und ohne vergleichbar 
große Sprünge wie in den 
letzten fünf Jahren aktiv 
bleiben müssen. Die ausnah-
mejahre sind vorbei. Es kehrt 
normalität ein.«
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letzten fünf Jahren. Fazit: Die Selbsthilfe 
wird sich auf dem erreichten, sehr hohen 
finanziellen Niveau einrichten und ohne 
vergleichbar große Sprünge wie in den 
letzten fünf Jahren aktiv bleiben müssen. 
Die Ausnahmejahre sind vorbei. Es kehrt 
Normalität ein.

Ein künstliches Problem

Und zum Schluss noch eine Richtigstel-
lung. Trotz der geschilderten rasanten Ver-
besserung der Selbsthilfeförderung durch 
die gesetzlichen Krankenkassen, hört man 
aus den Reihen der Selbsthilfe immer wie-
der kritische Stimmen: Das GKV-Fördergeld 
würde zu spät im Verlauf des Jahres aus-
gezahlt. Fakt ist, die GKV-Selbsthilfeförde-
rung in Bayern wird schneller als in allen 
anderen Bundesländern umgesetzt. Sie ist 
auch schneller als die staatliche Selbsthil-
feförderung in Bayern. Aber entscheidend 
ist die Tatsache, dass die Selbsthilfeförde-
rung der Krankenkassen keine Vollfinan-
zierung, sondern nach wie vor eine Bezu-
schussung der Selbsthilfe darstellt. Daran 
hat auch die Reform der Selbsthilfeförde-
rung ab 2008 nichts geändert. Somit ist der 
Zeitpunkt der Auszahlung der GKV-Förder-
gelder irrelevant. Vorraussetzung ist, dass 
der Eigenanteil der Selbsthilfe an ihrer Fi-
nanzierung auskömmlich ist und die För-
derung aller anderen Unterstützer genau 
so gut organisiert wird, wie in der Gesetzli-
chen Krankenversicherung.  

werden durch die Krankenkassen und ihre 
Verbände an 12 Runden Tischen in Bay-
ern gefördert. Nach Angaben der Selbsthil-
fekoordination Bayern stieg die Zahl der 
geförderten Gruppen von 1.668 (2008) auf 
2.104 (2012). Das entspricht einem Zuwachs 
von 26 Prozent. Die gesamte Fördersum-
me der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) in Bayern (kassenartenübergreifend 
und kassenindividuell) für die Selbsthilfe-
gruppen stieg von 1,26 auf 2,46 Millionen 
Euro: ein Plus von 95 Prozent! Während 
2008 eine bayerische Selbsthilfegruppe 
durchschnittlich mit 755 Euro von der GKV 
gefördert wurde, erhöhte sich dieser Wert 
2012 auf 1.170 Euro oder um 55 Prozent.

Die ausnahmejahre sind vorbei 

Ein weiterer Ausbau der Selbsthilfeför-
derung in solchem Tempo und Ausmaß ist 
nicht möglich. In diesem Jahr wurde zum 
ersten Mal seit fünf Jahren das vdek-För-
derbudget fast vollständig ausgeschöpft. 
Bislang haben die gesetzlichen Kran-
kenkassen in Bayern in allen Bereichen 
und auf allen Ebenen das Förderwürdige 
ohne Kürzungen unterstützt. Wenn aber 
die Zahl der Anträge und das beantragte 
Fördervolumen weiterhin rasant steigen, 
dann wird das Fördergeld knapp. Das Ge-
setz sieht zwar eine Dynamisierung der 
der GKV-Ausgaben für die Selbsthilfe vor, 
doch diese liegt bei weitem nicht so hoch 
wie die Steigerungen der Förderung in den 

Für alle an Reformdiskussionen und 
Entscheidungen im Gesundheitswe-
sen Beteiligten wird auch zukünftig 
eine gute Datengrundlage Vorausset-
zung sein, um die eigene Argumenta-
tion zu untermauern. Hierfür ist eine 
große Bandbreite von Daten wich-
tig, angefangen von volkswirtschaftli-
chen und demografischen Daten über 
Finanz- und Versichertendaten bis 
hin zu differenzierten Strukturdaten 
der jeweiligen Leistungsbereiche.
Jeder, der im Gesundheitswesen 
sachgerecht und fundiert mitreden 
möchte, kann die Veröffentlichung 
des Verbandes der Ersatzkassen nut-
zen. Seit 1992 veröffentlicht der vdek 
unter dem Titel „Ausgewählte Basis-
daten des Gesundheitswesens“ Zah-
len, Daten und Fakten – mit dem Ziel, 
Zusammenhänge schnell und einfach 
erkennbar zu machen.
Die vollkommen überarbeitete 16. 
Ausgabe der „vdek-Basisdaten des 
Gesundheitswesens 2011/2012“ stellt 
diese Informationen zur Verfügung. 
Ihr Anspruch ist, diese umfangrei-
chen Daten in ausgewählten Grafiken 
und Tabellen abzubilden, die schnell 
und einfach Kontexte erkennbar ma-
chen. Dafür hat man ein neues, le-
serfreundliches Format und Layout 
gewählt. Die aktuelle Zusammen-
stellung wichtiger Eckdaten kann im 
Internet heruntergeladen werden: 
www.vdek.com.

S t a t i S t i k

vdek-Broschüre 
 liefert Daten und 
fakten

FOTO  vdek
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D
ie Kinder von rund 6.000 Kindergärten und über 2.500 
Schulen in Bayern sind – wie jedes Jahr – aufgerufen, zur 
halbjährlichen zahnärztlichen Vorsorgeuntersuchung zu 
gehen. Diese Leistung ist für Versicherte der gesetzlichen 

Krankenkassen kostenfrei. Eltern, die mit ihren Kindern regelmä-
ßig zum Zahnarzt gehen, tragen dazu bei, dass diese langfristig 
gesunde Zähne haben.

Für gesunde Entwicklung des kindlichen Kiefers unerlässlich

 Die Milchzähne erfüllen wichtige Aufgaben, auch wenn sie nach 
und nach durch die bleibenden Zähne ersetzt werden. Deshalb ist 
es für eine gesunde Entwicklung des kindlichen Kiefers unerläss-

lich, dass das Milch-
gebiss möglichst lan-
ge kariesfrei erhalten 
werden kann. Oft wis-
sen die Kinder auch 
gar nicht, warum Zäh-
ne putzen so wichtig 
ist und wie sie richtig 
putzen müssen, damit 
der erwünschte Schutz 
eintritt. Sie brauchen 
die Unterstützung ih-

rer Eltern – hier genauso wie bei so vielen anderen Entwicklungs-
schritten auch. Der regelmäßige halbjährliche Besuch beim Zahn-
arzt gehört zur optimalen Vorsorge.

gemeinsam den Erfolg sichern

Erfolg ist gesichert, wenn alle Beteiligten an einem Strang zie-
hen: Die Schulen und die Kindergärten unterstützen die LAGZ, 
indem sie die Aktionsmaterialien an die Kinder verteilen und 
aktiv dafür eintreten, dass die vom Zahnarzt abgestempelten 
Goldie-Aufkleber und Löwenkarten auf die Goldie-Poster im 
Kindergarten aufgeklebt bzw. in die Sammelposter im Klassen-
zimmer eingeworfen werden. Und die Eltern, indem sie mit ihren 

Kindern zweimal im Jahr zum Zahnarzt gehen. Wer mit seinem 
Kind jedes Halbjahr beim Zahnarzt zur Vorsorgeuntersuchung 
war, der bewahrt die Kinder zur rechten Zeit vor Karies und spä-
teren Schmerzen und verhilft den Kindergärten und Schulen zu-
sätzlich zu einem Geld- oder Sachpreis, den es für ein gutes Rück-
laufergebnis von der LAGZ gibt.

Die aktionen und die lagZ

Die LAGZ, ein Zusammenschluss der Zahnärzte und der gesetz-
lichen Krankenkassen in Bayern, hat einen gesetzlichen Auftrag 
zur zahnmedizinischen Vorsorge und unterstützt Eltern und Er-
zieher/innen bei der Zahngesundheitsvorsorge. Sie bietet so-
wohl für die Kindergärten als auch für die Schulen (Grundschule 
und 5./6.Klasse) unterrichtsbegleitende Aktionen an. Im Rah-
men der Gruppenprophylaxe kommen die LAGZ-Zahnärztinnen 
und -Zahnärzte in der Regel ein- bis zweimal jährlich in den Kin-
dergarten bzw. in den Unterricht, um die Kinder mit altersgere-
chen Medien und Demonstrationsmitteln über die vier Säulen der 
Zahngesundheit (Mundhygiene, Ernährung, Zahnschmelzhärtung, 
Zahnarztbesuch) aufzuklären.  

»lagZ empfiehlt: Zweimal 
im Jahr mit den Kindern zur 
kostenlosen zahnärztlichen 
Vorsorgeuntersuchung 
gehen – und den Schulen 
und Kindergärten wertvol-
le geld- und Sachpreise 
 sichern!«

FOTO  Lag
Z

Früh üBt SIch:  kampf gegen karies

k i n D e r g r u P P e n P r o P h y L a x e

Lust auf gesunde Zähne –  
Mit Dentulus und Goldie zum Zahnarzt
lust auf gesunde Zähne – dafür werben goldie und Dentulus, die beiden  
Maskottchen der Bayerischen landesarbeitsgemeinschaft Zahngesundheit e. V. (lagZ)  
der aktionen „Seelöwe“ und „löwenzahn“. 
Text: Dr. Herbert Michel, Vorstandsvorsitzender der Bayerischen Landesarbeitsgemeinschaft Zahngesundheit e. V.
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Anlässlich des 100jährigen Bestehens 
des Verbandes der  Ersatzkassen wur-
de eine Fotoausstellung unter dem 
Motto „WIEDER GESUND? in den 
Räumen des Kreisverwaltungsrefe-
rats in München zwei Wochen lang 
präsentiert. Die Ausstellung war ein 
großer Erfolg und hinterließ bei Tau-
senden von Besuchern einen bleiben-
den Eindruck. Hintergrund der Aus-
stellung war ein Fotowettbewerb an 
Fach- und Hochschulen für Fotogra-
fie oder Design unter der Schirmherr-
schaft von Bundesfamilienministerin 
Kristina Schröder. Eine prominente 
Jury wählte aus mehr als 360 Wettbe-
werbsbeiträgen drei Preisträger aus. 
Die Gewinner erhielten ein Preisgeld 
im Gesamtwert von 4.500 Euro.
Die außergewöhnlichen Bilder be-
schäftigen sich mit dem Alltag kran-
ker und behinderter Menschen und 
haben hintergründige Bezüge zu ethi-
schen Fragen in menschlichen Aus-
nahmesituationen. Sie setzen sich 
nicht nur mit dem Umgang der Be-
troffenen und ihrer Angehörigen mit 
der Erkrankung auseinander, sondern 
zeigen auch Lebensfreude trotz einer 
Erkrankung. Die Fotos machen deut-
lich, dass neben der menschlichen 
Hilfe und Zuwendung auch der Schutz 
der Solidargemeinschaft der gesetz-
lich Versicherten im Krankheitsfall 
unabdingbar ist.

Der Deutsche Preis für Onlinekom-
munikation 2012 in der Katego-
rie „Kampagnen für Institutionen“, 

verliehen durch das Magazin pressespre-
cher, ging an die Kommunikationsagentur 
A&B One Digital, die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund (DRV) und die Ersatzkas-
sen, die eine Onlinekampagne zur Sozial-
wahl 2011 gemeinsam durchführten. Alle 
sechs Jahre wird zur Sozialwahl aufgeru-
fen. Aber worüber wird dabei genau ent-
schieden? Und wie schafft man es, mög-
lichst viele Menschen von der Teilnahme 
zu überzeugen? Diese Fragen beantwor-
tete die Onlinekampagne. Mit ihr ist es 
 gelungen, rund 18 Millionen Wahlberech-
tigten die Vorteile einer Selbstverwaltung 
über die digitalen Kanäle verständlich und 
erlebbar aufzuzeigen und eine große Zahl 
von Versicherten davon zu überzeugen, 
ihre Vertreter zu wählen.

a u S g e Z e i C h n e t

kampagne zur 
 Sozialwahl gewinnt 
kommunikationspreis
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fotoausstellung 
„WieDer  geSunD?“ 
in münchen

auSSErgEWÖhnlIchE BIlDEr  zu einem 
außergewöhnlichen anlass

FOTO  thorsten tietze

FOTO  vdek

Bücher über Alzheimer und Demenz 
sind zahlreich, doch keines dieser Bü-
cher wurde von einem Betroffenen 
selbst verfasst. Richard Taylor lei-
det an einer Demenz, vermutlich des 
Alzheimer-Typs, aber er hat all seine 
 Erfahrungen mit der Erkrankung, Ge-
danken und Ideen in essayistischen 
innen- und Außenansichten beschrie-
ben. in seinen brillant  formulierten, 
humorvoll gewürzten und vehement 
vorgetragenen Beiträgen setzt er 
sich dafür ein, das Erleben der Be-
troffenen besser zu verstehen, de-
ren Rechte zu verteidigen und durch 
Schreiben ein Stück seiner selbst zu 
bewahren.

richard taylor
alzheimer und ich
Leben mit Dr. alzheimer im kopf
3. auflage 2011, 279 S., € 22,95
Verlag hans huber, Bern

Dieser Ratgeber hilft mit neuen 
psychologischen Strategien, den Teu-
felskreis Burnout zu durchbrechen. 
Der Autor deckt Psychomechanismen 
auf, erklärt angeborene Reaktionen 
auf modernen Stress oder warum die 
Emotionen außer Kontrolle geraten. 
Er rückt die psychische Belastungs-
fähigkeit der Menschen in den 
Mittelpunkt seiner Betrachtungen 
und macht realistische und auch für 
den Laien praktikable Vorschläge zur 
Vorbeugung und Hilfe.

Prof. Dr. med. Wolfgang Seidel
Burnout
erkennen, verhindern, überwin-
den – Die eigenen emotionen 
steuern lernen – Wie neueste 
erkenntnisse helfen
2011, 212 S., € 12,95
humboldt / Schlütersche 
 Verlagsgesellschaft, hannover

B Ü C h e r

Sicht eines 
 Betroffenen

emotionen steuern 
lernen


